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1. Einleitung

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist
eine zentrale Aufgabe deutscher Politik
vor und nach der Jahrtausendwende. Da-
rüber sind sich die Politiker in Deutsch-
land über alle Parteigrenzen hinweg einig.
Die Uneinigkeit beginnt bei der Frage,
welches die geeigneten Wege und Instru-
mente dafür sind. Diese Situation lässt
vermuten, dass der Ausschuss für Wirt-
schaft und Arbeit des Deutschen Bundes-
tages der zentrale Ort der parteipolitischen
Auseinandersetzungen um den richtigen
wirtschaftspolitischen Weg ist.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
ist einer der derzeit 21 Ausschüsse des
Deutschen Bundestages. Für einen Außen-
stehenden ist die Tätigkeit der Bundestags-
ausschüsse nur schwer nachvollziehbar. Es
ist daher ein besonderes Anliegen dieser
Broschüre, die parlamentarischen Abläufe
am Beispiel des Ausschusses für Wirt-
schaft und Arbeit ein Stück transparenter
zu machen.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
wurde erstmals in der 15. Legislaturperi-
ode eingerichtet. Er übernahm die Aufga-
ben des bisherigen Ausschusses für Wirt-
schaft und Technologie sowie wesentliche
Kompetenzen des Ausschusses für Arbeit
und Sozialordnung. Seine Einrichtung war

eine Konsequenz aus der Reorganisation
auf Seiten der Bundesregierung, im
Rahmen derer das frühere Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie
und die Bereiche Arbeitsmarktpolitik, Ar-
beitsschutz, Arbeitsrecht und Internatio-
nales aus dem früheren Bundesminis-
terium für Arbeit und Sozialordnung im
neuen Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit zusammengeführt wurden.
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Neben den ständigen Ausschüssen kennt
die Geschäftsordnung »Sonderausschüsse«,
»Untersuchungsausschüsse« und »Enquete-
kommissionen«. Sonderausschüsse wie der
Sonderausschuss »Schutz des ungeborenen
Lebens« in der 12. Wahlperiode werden
nur zeitlich beschränkt bis zur abschlie-
ßenden Bearbeitung einer bestimmten
Problematik eingesetzt. Untersuchungs-
ausschüsse, die auf Antrag eines Viertels
der Mitglieder des Bundestags eingesetzt
werden müssen, haben die Aufgabe, be-
haupteten Missständen in Regierung, Poli-
tik und Verwaltung auf den Grund zu
gehen. Zu Beginn der 15. Wahlperiode
wurde ein Untersuchungsausschuss, der
»Lügenausschuss«, eingesetzt, der unter
anderem der Frage nachgehen sollte, ob
Mitglieder der Bundesregierung oder des
Bundesrates hinsichtlich der Situation des
Bundeshaushaltes, der Finanzlage der
gesetzlichen Kranken- und Rentenver-
sicherungen sowie der Einhaltung der
Stabilitätskriterien des EG-Vertrags und
des europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts durch den Bund vor der Bun-
destagswahl am 22. September 2002
»falsch oder unvollständig« informiert
haben. 

Enquetekommissionen dagegen, die sich
im Gegensatz zu den anderen Ausschüssen

2. Rechtsgrundlagen

2.1. Ausschusstypen
Die Geschäftsordnung des Deutschen Bun-
destages unterscheidet zwischen verschie-
denen Typen von Ausschüssen, die sich
hinsichtlich ihrer Aufgaben und Kompe-
tenzen unterscheiden. Als »ständige Aus-
schüsse«, die für die Dauer der gesamten
Wahlperiode eingesetzt werden, werden
vor allem die Ausschüsse bezeichnet,
deren Ressortzuteilung bereits am Namen
erkennbar ist. Beispiele hierfür sind der
Rechtsausschuss, der Finanzausschuss
oder der Ausschuss für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit. Auch der
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
gehört zu dieser Gruppe.

Eine bestimmte Anzahl »ständiger Aus-
schüsse« ist verfassungsrechtlich nicht
vorgeschrieben. Eine gewisse Grundstruk-
tur ist jedoch durch das Grundgesetz vor-
gegeben, das die Einrichtung von vier
Ausschüssen verlangt. Dies sind der Aus-
wärtige Ausschuss, der Verteidigungsaus-
schuss, der Petitionsausschuss sowie der
Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union. Darüber hinaus sind
nach der Geschäftsordnung des Bundes-
tages der Haushaltsausschuss sowie der
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität
und Geschäftsordnung einzusetzen.
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Wahlperiode hat der Bundestag 21
ständige Ausschüsse eingerichtet.

Die Geschäftsordnung berechtigt jeden
Ausschuss, zur Vorbereitung seiner Arbeit
»Unterausschüsse« zu bestimmten The-
menbereichen einzusetzen. In diesen Gre-
mien können Themen ihrer Bedeutung
entsprechend ausführlich behandelt wer-
den, für die im politischen Tagesgeschäft
der Ausschüsse nicht ausreichend Raum
wäre. Die Einsetzung geschieht üblicher-
weise zu Beginn der Legislaturperiode,
kann aber bei entsprechendem Bedarf
auch zu jedem späteren Zeitpunkt erfol-
gen. Eine Einsetzung ist gescheitert, wenn
ihr ein Drittel der Ausschussmitglieder
widerspricht. 

Die Ausschüsse werden am Anfang jeder
Legislaturperiode nach Absprachen zwi-
schen den Fraktionen über Zahl, Art und
Größe eingesetzt. Diese Absprachen gelten
in der parlamentarischen Praxis grund-
sätzlich für die gesamte Legislaturperiode.
Die Fraktionen benennen für die ihnen
zustehenden Plätze in den Ausschüssen
Abgeordnete aus ihren Reihen. Die Mit-
gliedschaft in den Ausschüssen besteht
grundsätzlich für die gesamte Dauer der
Legislatur. Allerdings können die Fraktio-
nen die von ihnen benannten Ausschuss-

nicht nur aus Bundestagsabgeordneten,
sondern auch aus mandatslosen Sachver-
ständigen zusammensetzen, haben die
Aufgabe, zu bestimmten Themen das
relevante Material möglichst umfassend
zu sichten und dadurch gesetzgeberische
Maßnahmen vorzubereiten. Der 14. Deut-
sche Bundestag hatte fünf Enquetekom-
missionen eingesetzt, unter anderem eine
zum Thema »Globalisierung der Weltwirt-
schaft – Herausforderungen und Antworten«.

Trotz der begrifflichen Ähnlichkeit ist der
»Vermittlungsausschuss« kein Ausschuss
des Deutschen Bundestages, sondern ein
aus 32 Vertretern des Bundestages und des
Bundesrates paritätisch zusammengesetz-
tes Gremium, das bei gesetzgeberischen
Uneinigkeiten zwischen diesen beiden
Verfassungsorganen nach Kompromiss-
lösungen sucht, sobald es von einem der
beiden Organe angerufen wird.

Der erste Deutsche Bundestag startete mit
einer Rekordzahl von 42 ständigen Aus-
schüssen. Dies erklärt sich mit der ge-
schichtlichen Situation, mit der der erste
Bundestag konfrontiert war. In der jungen
Demokratie fand aber bald ein Lernprozess
statt. Die Zahl der Ausschüsse sank schnell
und schwankt seit Mitte der 1960er Jahre
zwischen 17 und 25. In der gegenwärtigen
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mitglieder jederzeit auch wieder abberu-
fen. Jeder Abgeordnete soll mindestens
einem Ausschuss angehören. Grundsätz-
lich dürfen alle Abgeordnete an allen Aus-
schusssitzungen als Zuhörer teilnehmen.
Bei den Ausschüssen, die vom Bundestag
zur Erhöhung der Vertraulichkeit zu ge-
schlossenen Ausschüssen erklärt worden
sind, beschränkt sich das Zutrittsrecht auf
die ordentlichen Mitglieder und ihre Stell-
vertreter. Dies sind der Auswärtige Aus-
schuss, der Verteidigungsausschuss und
der Innenausschuss (bei Angelegenheiten
der inneren Sicherheit).

2.2. Funktion und Aufgaben 
der Ausschüsse
Die Ausschüsse haben die Funktion »vor-
bereitender Beschlussorgane«. Dement-
sprechend spiegelt die Zusammensetzung
der Ausschüsse die Mehrheitsverhältnisse
im Plenum wider. Die Zusammensetzung
der Ausschüsse wird im Verhältnis der
Stärke der einzelnen Fraktionen vorge-
nommen. Nachdem die Gesetze, Anträge
und sonstigen Vorlagen im Bundestag ein-
gebracht worden sind, werden sie in der
Regel zur Beratung an einen federführen-
den Ausschuss sowie an einen oder
mehrere mitberatende Ausschüsse über-
wiesen. Die Ausschüsse sind zur »baldigen

Erledigung« der ihnen vom Plenum über-
wiesenen Vorlagen verpflichtet. Die Bear-
beitung der Vorlagen gleicht sich sehr. Den
Berichterstattern kommt dabei die Haupt-
rolle zu. Für jeden Tagesordnungspunkt
bestimmt jede Fraktion im betreffenden
Ausschuss einen Berichterstatter, der für
dieses Thema verantwortlich ist. Er sam-
melt die notwendigen Informationen und
trägt die Sachverhalte im Ausschuss vor.
Die Fraktionen legen zu Beginn einer Le-
gislaturperiode fest, welcher Abgeordnete
für ein bestimmtes Thema zuständig ist, so
dass die Benennung ein relativ automa-
tisches Verfahren ist. 

Die von den Berichterstattern jeweils
vorgetragene Position wurde zuvor in
fraktionsinternen Beratungen festgelegt.
Insbesondere bei von der Regierung ein-
gebrachten Gesetzentwürfen wird die
Beratung häufig durch einen Bericht des
Wirtschaftsministers oder des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs eröffnet. Nach
der Diskussion über die Vorlage folgt die
Abstimmung. Für die Annahme ist die
Mehrheit der abgegebenen Stimmen not-
wendig. Ein Ausschuss ist beschlussfähig,
wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder
anwesend sind. 
Arbeitsergebnis der Beratungen ist ein
Bericht und eine so genannte Beschluss-
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empfehlung (Zustimmung, Enthaltung
oder Ablehnung) für das Plenum, die allen
Abgeordneten in Form einer Bundestags-
drucksache zugestellt wird. Die mitbera-
tenden Ausschüsse leiten dem feder-
führenden Ausschuss ihre Stellungnahme
zu. Ihre Voten fließen in den Bericht für
das Plenum ein, den der federführende
Ausschuss verfasst. Bericht und Beschluss-
empfehlung werden vom Sekretär des
federführenden Ausschusses formuliert
und durch Unterschrift des Vorsitzenden
sowie der Berichterstatter autorisiert. Der
Ausschuss kann die ihm überwiesene
Vorlage umformulieren, abändern und
gegebenenfalls durch einen völlig neuen
Text ersetzen. 

Nachdem sich die Fraktionen im Ältesten-
rat über den Zeitpunkt geeinigt haben,
wird die Vorlage zur abschließenden Ent-
scheidung auf die Tagesordnung des
Plenums gesetzt. Formal ist das Plenum
nicht an die Beschlussempfehlungen der
Ausschüsse gebunden, in der Praxis
nehmen diese aber die Entscheidungen des
Plenums vorweg.

Ein Initiativrecht besitzen die Ausschüsse
nicht. Mit der kleinen Parlamentsreform
von 1969 wurden die Kompetenzen der
Ausschüsse allerdings durch das so ge-

nannte Selbstbefassungsrecht erheblich
erweitert. Seitdem können sie selbst
entscheiden, ob und welche Fragen aus
ihrem Geschäftsbereich sie neben den
überwiesenen Vorlagen behandeln wollen.
Die Kontrollfunktion des Parlaments
wurde damit erheblich gestärkt.

Ein zweites wesentliches Instrument zur
Wahrnehmung dieser Kontrollfunktion ist
das im Grundgesetz verankerte Zitierrecht.
Danach haben Plenum und Ausschüsse
des Deutschen Bundestages das Recht, die
Anwesenheit jedes Mitglieds der Bundes-
regierung sowie die Beantwortung von
Fragen zu verlangen.

Die Beratungen der Ausschüsse sind
grundsätzlich nicht öffentlich. Ein Aus-
schuss kann jedoch auch beschließen, die
Öffentlichkeit von Sitzungen ganz oder
teilweise herzustellen. Die Ausschüsse
haben aber bisher von dieser Möglichkeit
bislang nur sehr spärlich Gebrauch
gemacht. 
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3. Funktionsträger

3.1. Ausschussmitglieder
Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
gehört, wie bereits seine beiden Vorgänger,
zu den größten Ausschüssen des Deut-
schen Bundestages. Er hat 42 ordentliche
und die gleiche Anzahl stellvertretende
Mitglieder (siehe Anlage 1). 18 Abgeord-
nete gehören der SPD-Fraktion an, die
CDU/CSU-Fraktion stellt 17, Bündnis
90/DIE GRÜNEN vier, die FDP drei Abgeord-
nete und jeweils zusätzlich die gleiche
Anzahl Stellvertreter. Nur der Haushalts-
ausschuss mit 44 Mitgliedern ist größer.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
zählt bei den Abgeordneten zu den be-
gehrtesten Ausschüssen und genießt ein
dementsprechend hohes Renommee. Die
Besetzung des Ausschusses orientiert sich
bei den beiden großen Fraktionen im
Wesentlichen an drei Kriterien: am regio-
nalen Proporz, an der Zugehörigkeit zu
Gruppierungen innerhalb der Fraktion und
am Prinzip des Amtsinhabervorteils. Als
ganz wesentliches Kriterium wurde die
Sicherstellung eines regionales Proporzes
genannt. Häufig ist es daher so, dass die
Landesgruppen, also die Abgeordneten
einer Fraktion aus dem gleichen Bundes-
land, festlegen, wer ihr Bundesland im
Ausschuss vertreten soll. Darüber hinaus
wird üblicherweise darauf geachtet, dass

die unterschiedlichen Flügel innerhalb der
Fraktion, wie der »Seeheimer Kreis« oder
die »PL«, also die »Parteilinke« in der SPD-
Fraktion, ausreichend repräsentiert sind.
Nicht zuletzt ist eine Art Amtsbonus von
Bedeutung, das heißt Abgeordnete, die
bereits ihre Fraktion in der vergangenen
Legislaturperiode in einem Ausschuss
vertreten haben und dies auch weiterhin
wollen, werden wieder entsandt, »sofern« –
so ein Abgeordneter – »sie sich anständig
verhalten hätten«.

Es ist auch festzustellen, dass regelmäßig
Interessenvertreter, seien es nun Ge-
schäftsführer von Wirtschaftsverbänden,
Vertreter kommunaler Organisationen
oder Gewerkschaftsfunktionäre, in den
Ausschuss und seine Vorgänger streben
und strebten. Diese »Vermischung« von
Mandat und Zugehörigkeit zu bestimmten
Interessengruppen wird von einigen Parla-
mentariern heftig kritisiert. Andere sind
der Meinung, dass nicht die Zugehörigkeit
an sich zu einer bestimmten Interessens-
gruppe Stein des Anstoßes sein könne.
Entsprechende Aktivitäten seien vollkom-
men legitim, solange die »Interessen offen
auf den Tisch gelegt« werden. Schwierig
und unter demokratietheoretischen Ge-
sichtspunkten problematisch sei es erst
dann, wenn die Interessenslage nicht
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offenkundig und in den Diskussionen
nicht als solche erkennbar sei.

Das Renommee des Ausschusses führt
neben den genannten Kriterien dazu, dass
in erster Linie – vor allem bei den beiden
großen Fraktionen – Abgeordnete mit
überdurchschnittlicher Parlamentszugehö-
rigkeit in den Ausschuss entsandt werden.

3.2. Vorsitzender und
stellvertretender Vorsitzender
Der Ausschussvorsitzende hat die Auf-
gabe, die Ausschusssitzungen vorzuberei-
ten, einzuberufen und zu leiten sowie die
Ausschussbeschlüsse durchzuführen. In
dieser Hinsicht ist seine Rolle mit der des
Bundestagspräsidenten vergleichbar. Es
steht ihm jedoch – im Gegensatz zu jenem
– zu, sich gleichzeitig an den Beratungen
zu beteiligen. Er kann im Rahmen des vom
Ältestenrat festgelegten Zeitplans bezüg-
lich der Tagungsmöglichkeiten für Aus-
schüsse die Ausschusssitzungen selbst-
ständig einberufen, sofern der Ausschuss
nicht etwas anderes beschließt. Der Vor-
sitzende ist andererseits auf Verlangen
einer Fraktion oder eines Drittels der Aus-
schussmitglieder dazu verpflichtet, den
Ausschuss zum nächstmöglichen Termin
innerhalb des Zeitplans einzuberufen.

Neben der Einberufung obliegt dem
Vorsitzenden die Aufstellung der Tages-
ordnung, falls der Ausschuss nicht vorher
darüber beschließt. Der Ausschuss ist
jedoch nicht an die Vorlage gebunden,
sondern kann sie mit Mehrheit ändern. 

Im Ältestenrat vereinbaren die Fraktionen,
welche Fraktion welche Ausschussvor-
sitzende und deren Vertreter stellen darf.
Grundlage für die Anzahl von Vorsitzen,
die eine Fraktion besetzen darf, ist deren
Größe. Entsprechend der Übereinkunft im
Ältestenrat bestimmen die Ausschussmit-
glieder in der konstituierenden Sitzung,
die vom Bundestagspräsidenten oder
einem seiner Vertreter geleitet wird, ihren
Vorsitzenden. Da dies lediglich ein forma-
ler Vorgang ist, spricht die Geschäftsord-
nung hier auch konsequenterweise von
»bestimmen« und nicht von »wählen«.

Kann – wie zu Beginn der 14. und der
15. Legislatur – keine Einigung im Ältes-
tenrat erreicht werden, werden die Vorsitze
nach dem »Zugriffsverfahren« verteilt. Die
Fraktionen dürfen dann in einer festgeleg-
ten Reihenfolge, die durch ihre Stärke
bestimmt wird, abwechselnd Vorsitze für
sich beanspruchen.
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In der parlamentarischen Praxis wird der
Haushaltsausschuss grundsätzlich von
einem Abgeordneten der größten Opposi-
tionsfraktion geleitet. Eine vergleichbare
Regel existiert für den Ausschuss für Wirt-
schaft und Arbeit und seine beiden Vor-
gänger nicht, wenn auch traditionell jede
der beiden großen Fraktionen üblicher-
weise einen der beiden Vorsitze besetzte.
Die Vorsitzenden des Ausschusses für
Arbeit und Sozialordnung waren immer
SPD-Abgeordnete, die Vorsitzenden des
Wirtschaftsausschusses kamen, mit Aus-
nahme der 4. bis 6. Wahlperiode (1961–
1972), als die FDP den Vorsitzenden
stellte, stets aus den Reihen der CDU/CSU-
Fraktion. 

Ein Grund für das besondere Interesse der
CDU/CSU-Fraktion am Vorsitz im Wirt-
schaftsausschuss sei darin zu suchen – so
ein Abgeordneter dieser Fraktion –, dass
»die Union immer sehr darunter gelitten
hat, dass sie [seit 1966] nicht mehr den
Bundeswirtschaftsminister gestellt hat,
auch nicht in den Koalitionen«, anderer-
seits aber »seit Ludwig Erhard die Wirt-
schaftspolitik sehr stark als ihr Feld
betrachtet«. Auch von einem anderen
Abgeordneten wurde betont, dass zu den
Zeiten der CDU/CSU-FDP-Koalition der
Wirtschaftsminister immer von der FDP

gestellt wurde »und da haben wir … dann
natürlich darauf bestanden, den Wirt-
schaftsausschuss bei der CDU zu haben«.
Dies seien die Ursachen dafür, so der Tenor
der Aussagen, dass sich die CDU/CSU-
Fraktion bei der Verteilung der Ausschuss-
vorsitze immer sehr früh für diesen
Ausschuss entschieden habe, die SPD habe
dagegen andere Prioritäten. Diese im Jahr
2000 gemachten Aussagen haben ihre
Gültigkeit insofern verloren, da seit der
letzten Bundestagswahl die SPD mit Dr.
Rainer Wend den Vorsitzenden des Aus-
schusses für Wirtschaft und Arbeit stellt.
Sein Stellvertreter ist Max Straubinger
von der CDU/CSU-Fraktion.

3.3. Obleute
Jede Fraktion bestimmt für jeden Aus-
schuss einen Sprecher, den so genannten
Obmann oder die Obfrau. Derzeit sind dies
Klaus Brandner für die SPD, Karl-Josef
Laumann und Dagmar Wöhrl für die
CDU/CSU, Werner Schulz für Bündnis
90/DIE GRÜNEN und Rainer Brüderle für die
FDP. Die Obleute sind häufig gleichzeitig
die Vorsitzenden der Arbeitsgruppen der
Fraktionen, die diese spiegelbildlich zu
jedem Ausschuss intern einsetzen. Die Ob-
leute arbeiten eng mit dem Ausschuss-
vorsitzenden zusammen und bereiten in
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bei den Regierungsfraktionen – die damit
verbundene Sicherstellung der Mehrheit,
organisieren die interne Arbeitsteilung der
Berichterstatter und achten auf die Über-
einstimmung der im Ausschuss vertrete-
nen Positionen mit der Fraktionslinie.

der Obleutebesprechung die Ausschuss-
arbeit organisatorisch und prozedural vor.
Darüber hinaus obliegt ihnen die frak-
tionsinterne Koordination der Ausschuss-
arbeit. So achten sie auf die Präsenz der
Fraktionskollegen in den Sitzungen und –

Sekretariat
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Organigramm des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit 

Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

Vorsitzender: Dr. Rainer Wend, SPD

stellvertretender Vorsitzender: Max Straubinger, CDU/CSU

42 MdBs: 18 SPD, 17 CDU/CSU, 4 B’90/GRÜNE, 3 FDP

Unterausschuss Regionale Wirtschaftspolitik

Vorsitzender: Klaus Hofbauer, CDU/CSU

stellvertretender Vorsitzender: Engelbert Wistuba, SPD

9 MdBs: 4 SPD, 3 CDU/CSU, 1 B’90/GRÜNE, 1 FDP

Unterausschuss ERP-Wirtschaftspläne

Vorsitzende: Sigrid Skapelis-Sperk, SPD

stellvertretende Vorsitzende: Dagmar Wöhrl, CDU/CSU

9 MdBs: 4 SPD, 3 CDU/CSU, 1 B’90/GRÜNE, 1 FDP 
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3.4. Ausschusssekretariat
Der Ausschusssekretär, ein Beamter des
höheren Dienstes, leitet das Ausschusssek-
retariat. Es arbeitet dem Ausschussvorsitzen-
den zu und ist für die Arbeiten zuständig,
die für die Vorbereitung, Durchführung
und Nachbereitung der Sitzungen des
Ausschusses sowie seiner Unterausschüsse
notwendig sind. Daneben ist es für die
Vorbereitung und Durchführung von
Delegationsreisen des Ausschusses und
seiner Unterausschüsse, der Betreuung von
ausländischen Delegationen und die Orga-
nisation von Anhörungen verantwortlich.

4. Arbeitsweise

Der Ausschuss tritt regelmäßig einmal pro
Sitzungswoche unter Leitung seines Vor-
sitzenden Dr. Rainer Wend oder bei dessen
Verhinderung unter der Leitung seines
Stellvertreters Max Straubinger zusam-
men. Die Sitzungen finden mittwochs im
Anschluss an die Beratungen der –
allerdings nur unregelmäßig tagenden –
Unterausschüsse statt und dauern übli-
cherweise von 9.30 bis etwa 13.00 Uhr.
Aufgrund des großen Arbeitsanfalls tagt
der Ausschuss aber auch häufig außerhalb
der regelmäßigen Sitzungstage.

Neben den ordentlichen und stellvertre-
tenden Mitgliedern des Ausschusses für
Wirtschaft und Arbeit haben grundsätzlich
alle Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tages das Recht, an den Sitzungen des
Ausschusses teilzunehmen. Es geschieht in
der Praxis allerdings nur sehr selten, dass
ein Abgeordneter an einer Sitzung eines
Ausschusses teilnimmt, in dem er nicht
Mitglied oder nicht zumindest stellver-
tretendes Mitglied ist. Darüber hinaus
nimmt üblicherweise an jeder Sitzung
mindestens ein Mitglied der Leitung des
Wirtschaftsministeriums teil. Dies sind üb-
licherweise die Parlamentarischen Staats-
sekretäre Gerd Andres (SPD) und/ oder Dr.
Dietmar Staffelt (SPD), die den Abgeord-
neten zu den einzelnen Tagesordnungs-
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punkten Rede und Antwort stehen. Beglei-
tet werden sie von zahlreichen Beamten
des Ministeriums, die dort für die jewei-
ligen Tagesordnungspunkte zuständig sind
und gegebenenfalls die Staatssekretäre mit
zusätzlichen Informationen unterstützen.
Auch der Minister Wolfgang Clement
(SPD) nimmt gelegentlich an den Sitzun-
gen des Ausschusses teil. Entweder weil
die Abgeordneten es wünschen, dass der
Minister sie persönlich über gewisse
Entwicklungen, Einschätzungen und ge-
plante Vorgehensweisen informiert, oder
weil der Minister aus politischen Gründen
ein eigenes Interesse daran hat, direkt mit
den Abgeordneten zu kommunizieren.
Neben den Mitarbeitern des Ausschuss-
sekretariats sind noch die Fachreferenten
der Fraktionen sowie der Vertretungen der
Bundesländer zu den Sitzungen zugelas-
sen.

Jede Sitzungswoche hat der Ausschuss
eine umfangreiche Tagesordnung zu be-
wältigen. In der 14. Wahlperiode wurden
dem damaligen Ausschuss für Wirtschaft
und Technologie allein beispielsweise über
2.600 Vorlagen zur federführenden oder
mitberatenden Bearbeitung überwiesen.
Bei den Vorlagen handelt es sich vor allem
um völkerrechtliche Verträge, Gesetze,
Anträge, Dokumente, die dem Bundestag

von Europäischen Institutionen wie dem
Europäischen Parlament oder der Europä-
ischen Kommission zur Kenntnisnahme
überwiesen wurden, sowie um Unter-
richtungen durch die Bundesregierung. 

Die Beratung von völkerrechtlichen Ver-
trägen ist nicht, wie man vielleicht ver-
muten könnte, ausschließliches Privileg
des Auswärtigen Ausschusses. Vielmehr
gibt es auch zahlreiche völkerrechtliche
Verträge, die von anderen Ausschüssen
federführend beraten werden und an deren
Beratung der Auswärtige Ausschuss nicht
einmal mitberatend beteiligt ist. Der da-
malige Ausschuss für Wirtschaft und
Technologie hatte in der 14. Legislatur-
periode 31 völkerrechtliche Verträge zu
beraten, davon 26 federführend. Bei den
völkerrechtlichen Verträgen, die dem
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
federführend übertragen werden, handelte
es sich vor allem um Kapitalanlageschutz-
abkommen. Diese Verträge erhalten regel-
mäßig eine Zustimmung, die weit über die
Regierungsparteien hinaus reicht. 

Der frühere Ausschuss für Wirtschaft und
Technologie gehörte zu den Ausschüssen,
die relativ wenige Gesetzentwürfe feder-
führend zu bearbeiten hatten. In der 14.
Wahlperiode waren dies 40 Gesetze, zu-
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dem war er noch bei 195 Gesetzen mitbe-
ratend tätig. Der frühere Ausschuss für
Arbeit und Sozialordnung dagegen hatte
etwa doppelt so viele Gesetze zu bewältigen. 

In jeder Wahlperiode hat der Ausschuss
mehrere hundert Anträge zu behandeln.
Häufig hat der Ausschuss zu einem Thema
gleichzeitig konkurrierende Anträge oder
Gesetzentwürfe der verschiedenen Fraktio-
nen zu beraten. Sobald eine Fraktion fest-
stellt, dass der politische Gegner zu einem
bedeutsamen Thema einen Antrag ein-
bringt, wird sie einen eigenen auf den Weg
bringen. Damit wird einerseits eine
Positionsfindung innerhalb der Fraktion
erreicht und andererseits verhindert, dass
die Fraktion bei der Behandlung des
Themas im Plenum – und damit in der
Öffentlichkeit – ohne eigenen Standpunkt
wahrgenommen wird. Eine enge Abstim-
mung zwischen den Regierungsfraktionen
und dem Ministerium für Wirtschaft und
Arbeit sorgt zudem dafür, dass die Anträge
der Regierungsfraktionen normalerweise
keine Ansätze enthalten, die den Zielen
und Planungen der Bundesregierung
widersprechen.

EU-Vorlagen
Der Ausschuss hat regelmäßig auch eine
große Zahl von so genannten »EU-Vor-
lagen« zu bearbeiten. Bei den EU-Vorlagen
handelt es sich um Dokumente europäi-
scher Organe wie dem Europäischen
Parlament oder der Europäischen Kommis-
sion. Größtenteils sind dies reine Unter-
richtungen über Beschlüsse dieser Institu-
tionen, die formal von den zuständigen
Gremien des Deutschen Bundestages zur
Kenntnis genommen werden müssen.
Allein der frühere Ausschuss für Wirt-
schaft und Technologie hatte in der 14.
Wahlperiode über 1.700 EU-Vorlagen zu
behandeln. Dies waren knapp zwei Drittel
aller seiner zu beratenden Dokumente.
Damit diese große Anzahl von Vorlagen
die übrige Ausschussarbeit nicht blockiert,
hat der Ausschuss ein spezielles Verfahren
für die Unionsvorlagen entwickelt. Jede
Fraktion hat dazu einen so genannten EU-
Beauftragen benannt, der sämtliche
Unionsvorlagen sowie die dazugehörigen
Stellungnahmen des Ministeriums erhält.
Diese haben nun die Aufgabe, aus diesem,
wie ein Abgeordneter sagte, »halben Meter
Vorlagen«, den sie wöchentlich erhalten,
jene Vorlagen herauszufiltern, die ihrer
Ansicht nach einzeln beraten werden
sollten. Die Übrigen werden vom Aus-
schuss ohne jegliche weitere Aussprache
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listenweise »zur Kenntnis genommen«. Der
Prozess der Kenntnisnahme wird dadurch
abgeschlossen, dass der Ausschussvor-
sitzende die Kenntnisnahme dem Parla-
mentspräsidenten mitteilt, der dies in den
Stenographischen Protokollen vermerkt.
Nur sehr wenige der dem Ausschuss
überwiesenen Unionsvorlagen werden im
Ausschuss noch einmal separat diskutiert
und dies meistens sehr kurz.

Dialog mit der Bundesregierung
Wesentlich mehr Zeit verwendet der Aus-
schuss, um aktuelle wirtschaftspolitische
Themen – auch mit der Bundesregierung –
zu diskutieren. Als Grundlage dieser Erör-
terungen dienen sowohl für diese Zwecke
von der Bundesregierung angeforderte
Berichte als auch von der Bundesregierung
aufgrund gesetzlicher Vorschriften perio-
disch vorzulegende Unterrichtungen. Das
Spektrum umfasst dabei Berichte des
Ministeriums über die Erfahrungen in der
Praxis mit jüngst vorgenommen Gesetzes-
änderungen, den Jahreswirtschaftsbericht
und den Fortgang oder die Ergebnisse von
multilateralen Verhandlungen.

Öffentliche Anhörungen
Auch der Ausschuss für Wirtschaft und
Arbeit kann – wie alle anderen Ausschüsse
– zur Informationsgewinnung öffentliche
Anhörungen mit Experten aus Wissen-
schaft und Praxis durchführen. Je nach
Anlass sind zur Durchsetzung dieser
Hearings unterschiedlich hohe Zustim-
mungsraten im Ausschuss Voraussetzung.
Wollen Abgeordnete aufgrund des Selbst-
befassungsrechts der Ausschüsse eine
Anhörung veranstalten, so muss eine
Mehrheit der Ausschussmitglieder diesem
Vorhaben zustimmen. Ein Antrag von
einem Viertel der Ausschussmitglieder ist
dagegen ausreichend, wenn sich die ge-
wünschte Anhörung auf vom Plenum
überwiesene Vorlagen bezieht. In diesem
Fall ist ihre Durchsetzung ein Minder-
heitenrecht. 

In den Hearings des Ausschusses für Wirt-
schaft und Arbeit in der jetzigen Wahlpe-
riode ging es beispielsweise um die Frage,
wie der Missbrauch der 0190/0900er-
Mehrwertdiensterufnummern am effek-
tivsten bekämpft werden kann, welche
Risiken und Chancen sich aus den Ver-
handlungen über das internationale
Dienstleistungsabkommen für die Wirt-
schaft und die Beschäftigung in Deutsch-
land ergeben und um die Gesetzentwürfe
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zur Verlängerung der Ladenöffnungszeiten
und zur Aufhebung des Ladenschluss-
gesetzes. 

Auslandsreisen
Reisen der Abgeordneten sind ein weiteres
wichtiges Instrument der Informations-
gewinnung. Reist eine Delegation des Aus-
schusses in ein anderes Land, so folgt sie
üblicherweise einer Einladung des dorti-
gen für Wirtschaftsfragen zuständigen
Parlamentsgremiums. Die Delegationen
werden entsprechend der Stärke der ein-
zelnen Fraktionen besetzt. Bei einer
Gesamtgröße von maximal sechs Personen
dürfen die Fraktionen von SPD und
CDU/CSU jeweils zwei Teilnehmer stellen.
Den kleinen Fraktionen Bündnis 90/DIE

GRÜNEN und FDP steht jeweils ein Platz in
der Delegation zu. Dabei ist zu berücksich-
tigen, dass die Teilnahme an Ausschuss-
reisen nur einen Teil der Reisetätigkeit der
Abgeordneten ausmachen. Häufig reisen
sie auch allein oder mit Fraktionskollegen
im Auftrag der Fraktionen.

5. Die parlamentarische
Behandlung eines Gesetzent-
wurfes exemplarisch – 
Die Umsetzung der Vorschläge
der Hartz-Kommission

An einem aus Perspektive der Regierungs-
fraktionen zentralen Gesetzesvorhaben,
bei dem der Ausschuss für Wirtschaft und
Arbeit federführend zuständig war, soll
des besseren Verständnisses wegen das par-
lamentarische Prozedere schrittweise nach-
gezeichnet werden. Alle hierfür relevanten
Dokumente des Deutschen Bundestages
und des Bundesrates werden benannt,
damit bei Interesse der parlamentarische
Prozess anhand der Originaldokumente
nachverfolgt werden kann. Alle Doku-
mente können im Internet auf der Home-
page des Deutschen Bundestages unter
www.bundestag.de eingesehen werden.
Einige Dokumente werden in Auszügen in
den Anlagen 2 und 3 wiedergegeben.

Am 5. November 2002 brachten die Koali-
tionsfraktionen SPD und Bündnis 90/DIE

GRÜNEN die Entwürfe des »Ersten« und des
»Zweiten Gesetzes für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt« (im Weiteren
»Erstes Gesetz« und »Zweites Gesetz«
genannt; Bundestagsdrucksache (BT-Drs.)
15/25 und 15/26) in den Bundestag ein.
Angesichts der weiterhin dramatischen
und weiter zunehmenden Arbeitslosen-
zahlen sahen die Regierungsfraktionen die
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Notwendigkeit, zahlreiche von der so
genannten Harz-Kommission vorgelegte
arbeitsmarktpolitische Vorschläge umzu-
setzen. Die Regelungen – so die Regie-
rungsfraktionen – sollen zur Erschließung
neuer Beschäftigungsmöglichkeiten bei-
tragen, die Schaffung neuer Arbeitplätze
unterstützen, zu einer durchgreifenden
Verbesserung der Qualität und Schnellig-
keit der Arbeitsvermittlung führen sowie
das Dienstleistungsangebot der Arbeits-
ämter neu strukturieren und kunden-
freundlich gestalten. 

In einer gut zweistündigen Aussprache, ei-
ner Generaldebatte zu den unterschiedlich-
en Arbeitsmarktkonzepten von Regierung
und Opposition, die von Wirtschaftsminis-
ter Clement eröffnet wurde, diskutierte der
Bundestag nur zwei Tage später diese
beiden Gesetzentwürfe der Regierungs-
koalition sowie zwei weitere arbeitsmarkt-
politische Gesetzentwürfe der CDU/CSU-
Fraktion (BT-Drs. 15/23 und 15/24) und
einen diesbezüglichen Antrag der FDP-
Fraktion (BT-Drs. 15/32). Diese Debatte
war die so genannte 1. Beratung (Bun-
destags-Plenarprotokoll (BT-Prot.) 15/8
S. 391 A ff.). Im Anschluss daran wurde
der Gesetzentwurf federführend an den
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit und
mitberatend an zehn weitere Ausschüsse

überwiesen. Dabei handelte es sich um den
Innen-, den Rechts-, den Finanz-, den
Tourismus- und Haushaltsausschuss, den
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft, den Ausschuss
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
den Ausschuss für Gesundheit und Soziale
Sicherung sowie um den Ausschuss für
Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung.

Am 12. November fand zu den beiden
Gesetzentwürfen der Regierungsfraktionen
wie auch den beiden Gesetzentwürfen aus
den Reihen der Opposition eine öffentliche
Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft
und Arbeit statt. Hierzu eingeladen waren
zahlreiche Repräsentanten der Sozialpart-
ner (Gewerkschaften und Arbeitgeber-
vereinigungen) sowie mehrere Vertreter
der Zeitarbeitsbranche, der Sozialversiche-
rungsträger wie auch wissenschaftlicher
Institute. Diese Experten stellten sich den
Fragen der Abgeordneten. Für den Deut-
schen Gewerkschaftsbund nahm beispiels-
weise dessen Vorsitzender, Michael Sommer,
und für die Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände deren Geschäfts-
führer, Christoph Kannengießer, an der
Anhörung teil. Die Anhörung verfolgten
nicht nur die Abgeordneten des veranstal-
tenden Ausschusses, sondern auch
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Abgeordnete der mitberatenden Ausschüs-
se, der zuständige Minister für Wirtschaft
und Arbeit, Wolfgang Clement, zwei seiner
Parlamentarischen Staatssekretäre sowie
zahlreiche Beamte aus den mit den Vorla-
gen befassten Bundesministerien. 

Die Erkenntnisse der Anhörung flossen in
die abschließenden Beratungen des Aus-
schusses für Wirtschaft und Arbeit am
folgenden Tag ein. Die Koalitionsfraktio-
nen legten zu jedem ihrer beiden Gesetz-
entwürfe einen Änderungsantrag mit
zahlreichen Änderungen vor. Nach inten-
siven Diskussionen empfahl der Ausschuss
dem Bundestag mit den Stimmen von SPD
und Bündnis 90/DIE GRÜNEN, die beiden
Gesetzesanträge der Regierungsfraktionen
unter Aufnahme der Änderungsanträge
anzunehmen. Die beiden Oppositionsfrak-
tionen befürworteten zwar ebenfalls einige
der Änderungsanträge, lehnten die beiden
Gesetze aber insgesamt ab. Gleichzeitig
empfahl der Ausschuss mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen – bei Zustimmung
der CDU/CSU-Fraktion und Stimment-
haltung der FDP-Fraktion – die Ablehnung
der beiden von der CDU/CSU eingebrach-
ten arbeitsmarktspolitischen Gesetzent-
würfe.

Die mitberatenden Ausschüsse befassten
sich in ihren Ausschusssitzungen am 13.
November mit den Gesetzentwürfen und
empfahlen durchgängig, die Gesetzent-
würfe der Regierungsfraktionen in der
Fassung der Änderungsanträge anzuneh-
men und die anderen Gesetzentwürfe ab-
zulehnen. 

Mit der Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 15/77 wurden die Beratungsergeb-
nisse den übrigen Abgeordneten übermit-
telt. Nur zwei Tage später, am 15.
November, diskutierte der Bundestag in
einer zweistündigen Debatte die beiden
Gesetzentwürfe der Regierungsfraktionen
wie auch die Gesetzentwürfe und Anträge
zu diesem Themenkomplex aus den Reihen
der Opposition abschließend. In der Aus-
sprache (BT-Prot. 15/11 S. 670 B ff.) präsen-
tierten die Abgeordneten ihre Argumente
für die Öffentlichkeit und begründeten das
bevorstehende Abstimmungsverhalten ihrer
jeweiligen Fraktion. Für die Bundesregie-
rung ergriff der zuständige Bundesminis-
ter für Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang
Clement (SPD), das Wort. Nachdem ein
Änderungsantrag der FDP-Fraktion (BT-Drs.
15/92) abgelehnt worden war, stimmte der
Bundestag mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen und gegen die Stimmen
der Fraktionen von CDU/CSU und FDP



21

sowie den beiden fraktionslosen Abgeord-
neten (PDS) dem »Ersten Gesetz« in der
vom Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
empfohlenen Fassung zu. Diese Abstim-
mung am Ende der »zweiten Beratung«
oder »zweiten Lesung« geschah durch ein-
faches Heben der Hände. Die Schlussab-
stimmung, die so genannte »dritte Beratung«
oder »dritte Lesung«, folgte unmittelbar
daran im Anschluss und erbrachte die
gleichen Mehrheitsverhältnisse. 

Das »Zweite Gesetz« wurde in der an-
schließenden Abstimmung ebenfalls mit
den Stimmen der Koalitionsfraktionen in
der vom Ausschuss für Wirtschaft und
Arbeit empfohlenen Fassung gegen alle
anderen Stimmen angenommen (zweite
Beratung). Für die Schlussabstimmung,
der dritten Beratung war in diesem Fall
nach Artikel 87 Absatz 3 GG – da mit
diesem Gesetz neue bundeseigene Mittel-
behörden geschaffen wurden – die abso-
lute Mehrheit, also 302 Stimmen notwen-
dig. Zudem war namentliche Abstimmung
beantragt worden. 

Bei 586 abgegebenen Stimmen und einer
Enthaltungen votierten 305 Abgeordnete
für und 280 gegen das Gesetz. Zahlreiche
Abgeordnete aus der SPD-Fraktion erläu-
terten in mehreren so genannten persönli-

chen Erklärungen ihre Zustimmung zu den
beiden Gesetzen, obwohl sie einzelne
Regelungen ausdrücklich ablehnen wür-
den. Diese persönlichen Erklärungen wur-
den in das Protokoll der Plenardebatten
aufgenommen (BT-Prot. S. 728 A–730 A).
Auf die Beratungen des Bundestages
schlossen sich die Beratungen des opposi-
tionsdominierten Bundesrates an. Der
Bundesrat überwies zunächst beide Ge-
setzentwürfe seinem Ausschuss für Arbeit
und Sozialordnung (federführend) sowie
mitberatend dem Finanzausschuss, dem
Innenausschuss, dem Ausschuss für Wirt-
schaft und Arbeit und dem Ausschuss für
Kulturfragen.

Am 29. November debattierte der Bundes-
rat diese beiden Gesetzentwürfe sowie
einige weitere arbeitsmarktpolitische Ge-
setzesvorschläge aus mehreren Bundeslän-
dern. In der Debatte ergriffen zahlreiche
Landesminister, der baden-württember-
gische Ministerpräsident und der Bundes-
wirtschaftsminister das Wort und bezogen
zu einzelnen Aspekten der Gesetzentwürfe
– je nach politischem Standpunkt Kritik
übend oder die beabsichtigten Gesetzes-
änderungen unterstützend – Stellung.
Anschließend beschloss die Mehrheit des
Bundesrates, zu beiden Gesetzesentwürfen
– »mit dem Ziel der grundlegenden Über-
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arbeitung« – den Vermittlungsausschuss
anzurufen (Bundesrat-Plenarprotokoll
(BR-Prot.) 783 S. 510 B ff.).

Zuvor hatte der Bundesrat bereits be-
schlossen, dass seiner Auffassung nach
auch das »Erste Gesetz« im Gegensatz zur
Rechtsauffassung des Bundestages die
Zustimmung des Bundesrates bedürfe.
Ergebnis der Beratungen des Vermitt-
lungsausschusses waren Änderungsvor-
schläge zu beiden Gesetzentwürfen, über
die am 19. Dezember 2002 ohne weitere
Aussprache abgestimmt wurde (BT-Drs.
15/201 und 15/202). Beide Beschluss-
empfehlungen des Vermittlungsausschus-
ses erhielten eine Mehrheit: Das »Erste
Gesetz« erhielt jedoch auch weiterhin nur
die Zustimmung der Fraktionen von SPD
und Bündnis 90/DIE GRÜNEN, für das
»Zweite Gesetz« stimmte eine große Mehr-
heit der Abgeordneten aus den Fraktionen
von SPD, CDU/CSU und Bündnis 90/DIE

GRÜNEN, wobei einige Gegenstimmen aus
den Fraktionen von SPD und FDP wie
auch bei den beiden fraktionslosen Abge-
ordneten der PDS zu vermerken waren
(BT-Prot. 15/16 S. 1250 B ff.).

Der Bundesrat beschäftigte sich in seiner
letzten Sitzung vor dem Jahreswechsel am
20. Dezember wieder mit den beiden

Gesetzentwürfen. In der Aussprache (BR-
Prot. 784 S. 570 B ff.) betonten die Redner,
wie zum Beispiel der bayerische Minister-
präsident Edmund Stoiber (CSU) oder die
schleswig-holsteinische Ministerpräsiden-
tin Heide Simonis (SPD), die Bedeutung
des im Vermittlungsausschuss erzielten
Kompromisses bezüglich des »Zweiten
Gesetzes«. In der Schlussabstimmung
erhielt das »Zweite Gesetz« nun auch eine
Mehrheit. 

Anders sah es bezüglich des Beschlusses
des Vermittlungsausschusses zum »Ersten
Gesetz« aus. Hier fand sich auch weiterhin
keine Mehrheit für das Gesetz, welches
nach Meinung der Mehrheit des Bundes-
tages auch keine aktive Mehrheit des
Bundesrates benötigte. Hilfsweise be-
schloss der Bundesrat daher, gemäß
Artikel 77 Absatz 3 GG Einspruch gegen
den Gesetzentwurf einzulegen. Diese
Regelung des Grundgesetzes gestattet es
dem Bundesrat, gegen vom Bundestag
verabschiedete Gesetze, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedürfen, mit
der Mehrheit seiner Stimmen Einspruch
einzulegen. Solch ein Einspruch muss vom
Deutschen Bundestag mit der gleichen
Mehrheit, mit der der Bundesrat seinen
Einspruch eingelegt hat, zurückgewiesen
werden. In diesem Falle war eine einfache
Mehrheit erforderlich. 
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Der Bundestag wies auf Antrag der Frak-
tionen von SPD und Bündnis 90/DIE

GRÜNEN (BT-Drs. 15/260) noch am gleichen
Tag in einer namentlichen Abstimmung
den Einspruch des Bundesrates ab. Für die
Ablehnung des Einspruches votierten 305
Abgeordnete, gegen die Ablehnung des
Einspruches stimmten 265 Abgeordnete.
Keiner enthielt sich der Stimme. Die
Reihen der Fraktionen waren bei dieser
Abstimmung geschlossen: Alle Abge-
ordneten von SPD und Bündnis 90/ DIE

GRÜNEN stimmten für die Zurückweisung
des Einspruches, alle Oppositionsab-
geordneten lehnten die Zurückweisung ab
(BT-Prot. 15/17 S. 1360 D ff.).

Damit waren alle formalen Voraussetzun-
gen für die Veröffentlichung der beiden
Gesetze im Bundesgesetzblatt erfüllt. Dies
geschah bereits am 23. Dezember, so dass
erste Bestandteile der beiden Gesetze wie
vorgesehen zum 1. Januar 2003 in Kraft
treten konnten (Bundesgesetzblatt 2002,
Teil 1, Nr. 87 vom 30. 12. 2002 S. 4607 ff.
und S. 4621 ff.).

6. Thematische Schwerpunkte

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
berät ein weites Spektrum von wirt-
schaftspolitischen Fragestellungen. Dabei
ist er federführend für alle Vorlagen aus
dem Tätigkeitsbereich des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Arbeit zuständig
sowie mitberatend für jene im Parlament
beratenen Vorlagen, die einen wirtschafts-
oder arbeitsmarktpolitischen Bezug haben.
Welcher Ausschuss für welche Vorlagen
federführend ist und welche mitberatend
sind, wird vom Plenum auf Vorschlag des
Ältestenrat entschieden.

Die Beratungsgegenstände des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Arbeit lassen sich
in folgende Kategorien einteilen: Kon-
junkturforschung und Wirtschaftsstatistik,
Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsrecht,
Energiepolitik, Strukturpolitik, Industrie-
politik, Wirtschaftspolitik im Bereich der
Europäischen Union, Außenwirtschafts-
politik und internationale wirtschaftliche
Zusammenarbeit, Telekommunikation und
Post, Technologie- und Innovationspolitik
sowie die Entwicklung in einzelnen
Wirtschaftsbereichen.

Regelmäßig stehen im Ausschuss für Wirt-
schaft und Arbeit die Jahreswirtschafts-
berichte, die Gutachten der wirtschafts-
wissenschaftlichen Forschungsinstitute
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wie auch die Jahresgutachten des Sach-
verständigenrates für die Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
zur Diskussion auf der Tagesordnung. Die
Arbeitsmarktpolitik und das Arbeitsrecht,
insbesondere die Umsetzung der Empfeh-
lungen der Harz-Kommission, die Arbeits-
förderung, der Arbeitsschutz und die
Unfallverhütung sind zentrale Themen des
Aufgabenbereiches des Ausschusses.

Ein weiteres wichtiges Aufgabenfeld des
Ausschusses ist die Energiepolitik. Fast
sämtliche energiepolitischen Fragen, so-
wohl im nationalen wie auch im inter-
nationalen Bereich, werden federführend
beraten. Im Einzelnen handelt es sich da-
bei beispielsweise um Fragen des Bergbau-
rechts, der Verstromung und Veredelung
von Kohle, der Nutzung der Kernenergie
(»Atomkonsens«), der Stromtarife oder der
Binnenmarktpolitik der Europäischen
Union im Bereich der Energiepolitik. Die
Zuständigkeit für die Markteinführung
und Forschung bei erneuerbaren Energien
wie auch beim Erneuerbare-Energien-
Gesetz liegt seit Beginn dieser Legislatur-
periode allerdings beim Umweltausschuss.
Bei den strukturpolitischen Fragestellun-
gen geht es um die Erörterung des Struk-
turwandels und dessen Beeinflussung im
Sinne einer bestmöglichen Anpassung der

deutschen Wirtschaft an die Erfordernisse
im internationalen Wettbewerb unter der
besonderen Berücksichtigung regionaler
und struktureller Gesichtspunkte. Geht es
um industriepolitische Themen, berät der
Ausschuss vor allem Entwicklungen im
Bereich der Luft- und Raumfahrtindustrie,
der Eisen- und Stahlindustrie, der Schiff-
bauindustrie, der Informationstechnologie
und der Textilindustrie. Die Subventionen
für die deutschen Werften oder den Kohle-
bergbau beispielsweise werden ebenfalls
im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit
verwaltet und gehören daher auch zum
Aufgabenbereich des Ausschusses.

Des Weiteren beschäftigt sich der Aus-
schuss für Wirtschaft und Arbeit mit Wirt-
schaftspolitik im Bereich der Europäischen
Union. So werden häufig Weiterentwick-
lungen des gemeinschaftsübergreifenden
Rechtsrahmens beraten, sofern die wirt-
schaftpolitische Dimension betroffen ist.
Zentrale Beratungsthemen waren hier in
den letzten Jahren die Einführung des
Euro, die Strukturfonds der EU, der euro-
päische Binnenmarkt und die europäische
Außenwirtschaftspolitik, insbesondere die
Handelspolitik der EU.

Im Bereich der Außenwirtschaftspolitik
und der internationalen wirtschaftlichen
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Zusammenarbeit reicht das Beratungsfeld
von Fragen der staatlichen Exportförde-
rung (Hermes-Bürgschaften und deren Re-
form) über Exportrichtlinien (für Rüs-
tungsgüter) bis zu Entwicklungen in der
Welthandelsorganisation. Nicht zuletzt
werden auch die Wirtschaftsbeziehungen
Deutschlands zu einzelnen Ländern oder
auch Ländergruppen regelmäßig erörtert.

Da mit der Auflösung des Bundespost-
ministeriums Ende 1997 die verbliebenen
Aufgaben im Bereich von Post und Tele-
kommunikation an das Wirtschaftsminis-
terium übergegangen sind, unterliegen
parlamentsseitig seit dem Beginn der
letzten Wahlperiode auch alle diesbezüg-
lichen Angelegenheiten dem für Wirt-
schaftspolitik zuständigen Ausschuss. Da-
zu gehört auch die parlamentarische
Kontrolle der Regulierungsbehörde für
Post und Telekommunikation. Im Zusam-
menhang mit der Technologie- und Inno-
vationspolitik werden im engeren Sine vor
allem Fragen der Informationsgesellschaft
und des Medienrechts vom Ausschuss
beraten.

Parallel zu den beschriebenen Politikfel-
dern werden die Entwicklungen in einzel-
nen Wirtschaftsbereichen beraten. Zu nen-
nen sind hier etwa die Bauwirtschaft, das

Handwerk (beispielsweise Neufassung der
Handwerksordnung), der Handel (Laden-
schlussgesetz), das Hotel- und Gaststätten-
gewerbe, der Dienstleistungssektor oder
die freien Berufe. In dieser Kategorie ist
auch die Mittelstandspolitik anzusiedeln,
die sich natürlich auch mit den Politik-
feldern der vorgenannten Kategorien
überschneidet.
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7. Die Unterausschüsse des
Ausschusses für Wirtschaft
und Arbeit 

Derzeit unterstützen die beiden Unter-
ausschüsse »Regionale Wirtschaftspolitik«
und »ERP-Wirtschaftspläne« den Aus-
schuss für Wirtschaft und Arbeit bei seiner
Arbeit. Beide Unterausschüsse haben
jeweils neun Mitglieder und die gleiche
Anzahl Stellvertreter. Die Zusammenset-
zung der Unterausschüsse wird ebenfalls
im Verhältnis der Stärke der einzelnen
Fraktionen vorgenommen.

7.1. Der Unterausschuss Regionale
Wirtschaftspolitik
Der Unterausschuss Regionale Wirt-
schaftspolitik wird vom Abgeordneten
Klaus Hofbauer (CDU/CSU) geleitet. Sein
Stellvertreter ist Engelbert Wistuba von
der SPD. Ungefähr drei bis vier Mal pro
Jahr tritt der Unterausschuss zu Beratun-
gen zusammen. Insgesamt lässt sich fest-
halten, dass die Beratungen des Unteraus-
schuss relativ konfliktarm sind, da die
Sorgen der Regionalpolitiker – fraktions-
übergreifend – ähnlich gelagert sind. 

Regelmäßig berät der Unterausschuss den
jährlichen Rahmenplan für die Bund-
Länder-Gemeinschaftsaufgabe (GA) »Ver-
besserung der regionalen Wirtschafts-
struktur« und analysiert die Ergebnisse der

Förderung. Primäre Zielsetzung der Regio-
nalpolitik im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe ist es, dass strukturschwache
Regionen durch Ausgleich ihrer Standort-
nachteile Anschluss an die allgemeine
Wirtschaftsentwicklung halten können
und regionale Entwicklungsunterschiede
abgebaut werden. Für das Jahr 2003
beispielsweise standen aus dem Bundes-
haushalt für die westlichen Bundesländer
durch den Rahmenplan gut 135 Millionen
Euro und für die östlichen Bundesländer
knapp 810 Millionen Euro an Fördermit-
teln bereit. 

In der 14. Wahlperiode beschäftigte sich
der Unterausschuss beispielsweise mit der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
im Rahmen der EU-Programme Interreg III
oder Phare und den aktuellen Entwicklun-
gen in der nationalen und der EU-Regio-
nalpolitik. In der aktuellen Legislatur-
periode beriet der Unterausschuss unter
anderem die beabsichtigten Reformen in
der europäischen Strukturpolitik und die
entsprechenden Positionen der Bundes-
regierung hierzu wie auch die vor-
gesehenen Regelungen zur Strukturpolitik
im Verfassungsentwurf des Europäischen
Konvents.
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7.2. Der Unterausschuss 
ERP-Wirtschaftspläne
Der Unterausschuss ERP-Wirtschaftspläne
wird von der Abgeordneten Dr. Sigrid
Skapelis-Sperk geleitet, ihre Stellvertre-
terin ist Dagmar Wöhrl (CDU/CSU). Die
jährliche Hauptaufgabe des Unteraus-
schusses ist es, den Gesetzentwurf für den
Wirtschaftsplan des ERP-Sondervermö-
gens, das so genannte ERP-Wirtschafts-
plangesetz, für die einzelnen Jahre zu
beraten. Für die im Förderplan vorge-
sehenen Zwecke wurden für das Jahr 2003
6,3 Milliarden Euro vorgesehen. 63 Pro-
zent der Mittel wurden aus dem ERP-Son-
dervermögen bereitgestellt, die übrigen 37
Prozent wurden durch Kredite auf dem
Kapitalmarkt aufgebracht. Der Löwen-
anteil dieser Gelder steht seit der deut-
schen Einheit stets für Investitionen in den
östlichen Bundesländern bereit. Die ERP-
Finanzierungshilfen sollen der Sicher-
stellung der Leistungsfähigkeit des Mittel-
standes und der Steigerung derselben
dienen. Hierzu werden Eigenkapital er-
setzende Darlehen und langfristige Kredite,
beispielsweise für Existenzgründer, zur
Verfügung gestellt.

In der 14. Wahlperiode stand auf der
Tagesordnung des Unterausschusses neben
der regelmäßigen Beratung des Wirt-

schaftsplangesetzes beispielsweise eine
Diskussion über die Konsequenzen aus
dem Verkauf von Anteilen der Deutschen
Ausgleichsbank an die Kreditanstalt für
Wiederaufbau und die künftige Geschäfts-
feldabgrenzung zwischen diesen beiden
Förderbanken. Der Sachstand bei der
Fusion der Deutschen Ausgleichsbank mit
der Kreditanstalt für Wiederaufbau zur
Mittelstandsbank oder die Berichterstat-
tung des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Arbeit über die Inanspruchnahme der
ERP-Fördermittel war Gegenstand der
Beratungen des Unterausschusses in den
ersten Monaten der 15. Legislaturperiode.

Der Unterausschuss ist Fach- und Haus-
haltsausschuss in einem. Ähnlich wie der
zweite traditionsreiche Unterausschuss
»Regionale Wirtschaftspolitik« ist er durch
eine hohe personelle Kontinuität gekenn-
zeichnet. Des Weiteren herrscht im Unter-
ausschuss nach Auskunft einiger Ge-
sprächspartner ein Klima, das von der
Suche nach oder – wie ein Gesprächs-
partner sich ausdrückte – »dem Zwang zu«
einem Konsens geprägt ist. 
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8. Bedeutung und Rolle

Die Bedeutung und Rolle eines Ausschus-
ses ist ganz wesentlich davon abhängig,
wie groß die Bedeutung des Ministeriums
ist, für welches der Ausschuss zuständig
ist. Aus den nach der Bundestagswahl im
September 2002 beschlossenen wesent-
lichen organisatorischen Änderungen bei
der Aufgabenverteilung zwischen den
Bundesministerien ging das neu geschaf-
fene Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit, häufig auch Superministerium
bezeichnet, deutlich gestärkt hervor. 

Das bisherige Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie und wichtige
Abteilungen des bisherigen Bundesminis-
teriums für Arbeit und Sozialordnung,
nämlich die für Arbeitsmarktpolitik, Ar-
beitslosenversicherung, Arbeitsrecht und
Arbeitsschutz, wurden zum neuen Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit
zusammengelegt. Zudem kehrten 1998
vom Wirtschaftsministerium an das
Finanzministerium übertragene Zustän-
digkeiten in das Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit zurück.

Auf Seiten des Parlaments trägt der Aus-
schuss für Wirtschaft und Arbeit im Ver-
gleich zu den beiden Vorgängern spiegel-
bildlich für ein deutlich verbreitertes
Spektrum von Themen federführend die

Verantwortung. Dies sind die Arbeits-
marktpolitik, die Arbeitslosenversicherung,
der Arbeitsschutz und das Arbeitsrecht, die
Energiepolitik, die Strukturpolitik, die
Industriepolitik, die Wirtschaftspolitik im
Bereich der Europäischen Union, die
Außenwirtschaftspolitik, die Konjunktur-
forschung und die Wirtschaftsstatistik,
Fragen der Telekommunikation und Post
sowie die Technologie- und Innovations-
politik. 

Bei den von ihm federführend beratenen
Gesetzen macht der Ausschuss für Wirt-
schaft und Arbeit regelmäßig von seinem
Recht Gebrauch, an den Entwürfen, die
meistens aus der Feder der Exekutive sind,
Veränderungen vorzunehmen. Die von
ihm am Ende der Beratungen verabschie-
dete Beschlussempfehlung nimmt die Ent-
scheidung des Plenums de facto vorweg.
Dies ist leicht nachzuvollziehen, weil sich
in den Ausschüssen die Mehrheitsver-
hältnisse des Plenums wiederspiegeln.
Daher wird das Plenum auch als Notar der
Ausschussentscheidungen, und zwar nicht
nur der Notar des Ausschusses für Wirt-
schaft und Arbeit, bezeichnet. Denn auch
ein Notar beurkundet normalerweise nur
noch die Ergebnisse zuvor – häufig an
anderem Ort – stattgefundener Verhand-
lungen. 
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Eine weitere wesentliche Bedeutung des
Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit
wird fraktionsübergreifend darin gesehen,
grundsätzliche wirtschaftspolitische Fra-
gen zu diskutieren, neue Entwicklungen
zu erkennen, aufzugreifen und zu debat-
tieren und so in den Diskussionsprozess
des Bundestages einzubringen. Bei diesen
gemäß dem Selbstbefassungsrecht des
Ausschusses aufgegriffenen Themen han-
delt es sich durchaus nicht nur um The-
men, bei denen die Zuständigkeit beim
»eigenen« Ministerium liegt. Vielmehr
beansprucht der Ausschuss eine Quer-
schnittszuständigkeit für alle wirtschafts-
politischen Fragen. 

Diese Querschnittsbedeutung macht den
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit zu
einem wichtigen und begehrten Ansprech-
partner der Interessenvertreter und insbe-
sondere der Verbände, die – um mit den
Worten eines Abgeordneten zu sprechen –,
»versuchen, uns im Auftrag ihrer Mitglie-
der schlau zu machen.« Zum einen ge-
schieht dies in direkten Gesprächen der
Interessensvertreter mit den einzelnen
Abgeordneten, zum anderen folgt der
Ausschuss den Einladungen einzelner
Verbände zu so genannten Parlamentari-
schen Abenden, auf denen die Verbände
ihre Positionen zu aktuellen wirtschafts-

politischen Entwicklungen und parlamen-
tarischen Vorhaben darstellen. Des Weite-
ren gibt es Gesprächsmöglichkeiten auf
den zahlreichen Empfängen, Vortragsver-
anstaltungen und Ähnlichem, die im Um-
feld des Bundestages stattfinden. 

Von den Abgeordneten wird die Zusam-
menarbeit mit den Interessengruppen
überwiegend eindeutig positiv beurteilt.
Das folgende Zitat eines Abgeordneten
steht exemplarisch für die generelle Ein-
schätzung: »Ich finde es sehr hilfreich,
dass viele Gelegenheiten zum Gedanken-
austausch bestehen. Man darf ja nicht
vergessen: Bestimmte Wirtschaftsbereiche,
Branchen stehen doch in einem sehr
starken Abhängigkeitsverhältnis zu den
ordnungspolitischen Rahmenbedingungen
der Politik. Die haben auch ein Recht uns
gegenüber, ihre Positionen und ihre
Situation zu schildern. Politik wird immer
dann sehr gut, wenn sie möglichst nahe
am praktischen Geschehen ist, und dabei
helfen solche Gespräche.« Insgesamt
suchen die Interessenvertreter aus nahe
liegenden Gründen mehr den Kontakt zu
den Regierungsfraktionen als zur Opposi-
tion.

Neben den formalen Einflussmöglichkei-
ten gilt allgemein der Grundsatz, dass
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jeder Ausschuss nur so bedeutend sein
kann wie die Summe der Parlamentarier,
die Mitglied in ihm sind oder wie jeder
Einzelne von ihnen. Erst durch die Abge-
ordneten wird der zunächst abstrakte
»parlamentarische Ort« mit politischem
Leben gefüllt und Einfluss ausgeübt. Im
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit und
seinen beiden Vorgängern waren und sind
immer auch Persönlichkeiten des öffent-
lichen Lebens, die weit über den Bundes-
tag hinaus bekannt waren und sind und
auf eine erfolgreiche berufliche Vita
zurückblicken können. Zu nennen wären
hier beispielsweise bei der SPD der
Gewerkschaftsvorsitzende Klaus Wiese-
hügel (IG Bauen-Agrar-Umwelt), bei der
CDU/CSU der frühere Bundesforschungs-
minister Dr. Heinz Riesenhuber, bei
Bündnis 90/DIE GRÜNEN der frühere Partei-
vorsitzende Fritz Kuhn sowie bei der FDP
der ehemalige rheinland-pfälzische Wirt-
schaftsminister und derzeitige stellvertre-
tende Parteivorsitzende Rainer Brüderle.
Ihr Standing in der Fraktion ermöglicht
oder ermöglichte es ihnen, unabhängig
von formalen Zuständigkeiten Einfluss
auszuüben. 

Aber auch bei der Beratung der Gesetzent-
würfe im Ausschuss sind es immer ein-
zelne Abgeordnete, insbesondere aus den

Regierungsfraktionen, die die Gesetzent-
würfe ganz wesentlich beeinflussen. Diese
– oft die Berichterstatter – verfügen über
das notwendige Spezialwissen und ge-
nießen daher das Vertrauen ihrer Frak-
tionskollegen, die die von den Spezialisten
vorgeschlagenen Veränderungen zu ihren
eigenen Vorschlägen machen. Als Beispiel
hierfür ließe sich das verabschiedete
»Gesetz für den Vorrang erneuerbarer
Energien« anführen, das in der letzten
Legislaturperiode federführend vom Aus-
schuss für Wirtschaft und Technologie
behandelt wurde. Es wurde nach den
Worten eines Abgeordneten »faktisch von
zwei Leuten geschrieben, von Hermann
Scheer und Volker Jung«. Hermann Scheer
war »noch nicht mal ordentliches Mitglied
des Ausschusses«. 

Unabdingbare Voraussetzung, um – auf
welchem Weg auch immer – Einfluss aus-
üben zu können, sind umfassende Infor-
mationen. Neben den bereits erwähnten
Verbänden und Interessenvertretern ist die
Exekutive eine wichtige Informations-
quelle, die in der Regel in Person eines
Parlamentarischen Staatssekretärs im
Wirtschaftsministerium, häufig aber durch
den Minister selbst, an den Ausschuss-
sitzungen teilnimmt und dort Rede und
Antwort steht. Die meisten Abgeordneten
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sind – fraktionsübergreifend – mit dem
Informationsgehalt der Berichte der Exe-
kutive zufrieden. »Ich würde schon sagen,
dass wir das, was wir wissen wollen, auch
dort im Ausschuss erfahren«, meinte ein
Abgeordneter aus den Reihen der Oppo-
sition. Häufig ist nicht eine mangelnde
Aussagebereitschaft der Exekutive, son-
dern der bereits angesprochene Zeitman-
gel der limitierende Faktor »der das Insis-
tieren auf Klären von Fragen erschwert«.
Schließlich hätten alle Kollegen im An-
schluss an die Ausschusssitzung weitere
Termine, »daher drückt der Ausschuss-
vorsitzende aufs Tempo und sagt, wir
haben noch siebzehn Tagesordnungs-
punkte. Wenn wir uns hier festbeißen …
Das ist dann eigentlich die Auflösung des
Themas«. Noch offene Fragen werden
dann in der Regel vom Ministerium
schriftlich nachträglich beantwortet.

Leicht nachvollziehbar ist die Beobach-
tung, dass die Informationsbereitschaft der
Exekutive bei unbequemen Themen
schnell ihre Grenzen hat und sie es dann
bei einer »pro-forma-Antwort« belässt, bei
Themen dagegen, »wo Pluspunkte gesam-
melt werden können«, ihre Antworten sehr
viel ausführlicher und detaillierter sind.
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen,
dass die Regierungsfraktionen natürlich

über einen Informationsvorsprung gegen-
über der Opposition verfügen und sie aus
taktischen Gründen auch häufig anstre-
ben, gewisse Fragen in der Ausschuss-
sitzung nicht anzuschneiden. So nehmen
an den den Ausschuss vorbereitenden
Sitzungen der Arbeitsgruppe Wirtschaft
und Arbeit der SPD-Fraktion ebenfalls re-
gelmäßig die Staatssekretäre Gerd Andres
und Dr. Dietmar Staffelt (SPD) teil. Ein
Teilnehmer bekräftigte, dass dort bei
einzelnen Fragen häufig sehr viel mehr ins
Detail gegangen werde als im Ausschuss,
»wo die unbequemeren Fragen nach Mög-
lichkeit weggekegelt werden«. Dabei han-
delt es sich nicht um eine neue Vorgehens-
weise der jetzigen Mehrheitsfraktionen,
sondern nur um eine Fortsetzung der üb-
lichen Praxis.

Nur sehr selten kommt es vor, dass die
Regierungsfraktionen gemeinsam mit der
Opposition gegen die erklärten Absichten
des Ministers Beschlüsse fassen und ihn
somit zu einer bestimmten Vorgehens-
weise zwingen. Eines dieser seltenen Bei-
spiele ist die in der 13. Wahlperiode vom
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
durchgesetzte Bestellung von Hilmar
Kopper, dem damaligen Aufsichtsrats-
vorsitzenden der Deutschen Bank, zum
Beauftragten für Auslandsinvestitionen,
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der im Ausland für den Standort Deutsch-
land werben sollte. Auch die Bereitstellung
einer ausreichenden Infrastruktur zur Aus-
übung dieses Amtes musste nach Aus-
sagen von Gesprächspartnern gegen den
Widerstand des Ministeriums durchgesetzt
werden.

Zusammenfassend lässt sich festhalten,
dass der Ausschuss für Wirtschaft und
Arbeit der Ausschuss ist, in dem die feder-
führende Verantwortung für die zentralen
Gesetzesvorhaben zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit liegen. Parlamentsseitig
ist er das Zentrum der Reformpolitik.

Anhang

Anlage 1:
Aufstellung der ordentlichen und stellver-
tretenden Mitglieder des Ausschusses so-
wie der Unterausschüsse in der 15. Wahl-
periode.

Anlage 2:
Auszug aus der Bundestagsdrucksache
15/25, mit der die Koalitionsfraktionen
SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN den Ent-
wurf eines »Ersten Gesetzes für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« in den
Bundestag eingebracht haben.

Anlage 3:
Auszug aus der Bundestagsdrucksache
15/77 mit diesbezüglicher Berichterstat-
tung und Beschlussempfehlung des Aus-
schusses.
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Anlage 1

Mitgliederliste des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit 
42 ordentliche, 42 stellvertretende Mitglieder (Stand 19. März 2004)

Vorsitzender Dr. Rainer Wend, SPD
Stellvertretender Vorsitzender Max Straubinger, CSU

Mitglieder SPD Stellvertreter SPD 
Doris Barnett   Klaus Barthel (Starnberg)
Dr. Axel Berg   Petra Bierwirth
Hans-Werner Bertl    Kurt Bodewig
Klaus Brandner *) Willi Brase
Wolfgang Grotthaus   Marco Bülow
Hubertus Heil   Jelena Hoffmann (Chemnitz)
Rolf Hempelmann    Ulrich Kelber
Walter Hoffmann (Darmstadt)     Astrid Klug
Anette Kramme      Ernst Küchler
Angelika Krüger-Leißner      Erika Lotz
Christian Lange (Backnang)     Florian Pronold
Christian Müller (Zittau)    Ottmar Schreiner
Karin Roth     Dr. Martin Schwanholz
Thomas Sauer     Ludwig Stiegler
Wilfried Schreck     Jella Teuchner
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk     Lydia Westrich
Dr. Rainer Wend    Dr. Margrit Wetzel
Engelbert Wistuba     Andrea Wicklein

Mitglieder CDU/CSU Stellvertreter CDU/CSU 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup)   Veronika Maria Bellmann
Alexander Dobrindt     Otto Bernhardt
Dr. Reinhard Göhner     Prof. Dr. Rolf Bietmann
Robert Hochbaum     Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Martina Krogmann     Albrecht Feibel
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Dr. Hermann Kues      Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof)
Karl-Josef Laumann *) Erich G. Fritz
Wolfgang Meckelburg    Dr. Michael Franz Wilhelm Fuchs
Laurenz Meyer     Kurt-Dieter Grill
Dr. Joachim Pfeiffer     Ernst Hinsken
Hans-Peter Repnik     Jürgen Klimke
Dr. Heinz Riesenhuber     Vera Lengsfeld
Franz Romer     Friedrich Merz
Hartmut Schauerte     Ulrich Petzold
Johannes Singhammer     Horst Seehofer
Max Straubinger      Matthäus Strebl
Dagmar G. Wöhrl *) Andrea Astrid Voßhoff

Mitglieder Bündnis 90/DIE GRÜNEN Stellvertreter Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Dr. Thea Dückert     Hans-Josef Fell
Michaele Hustedt     Ulrike Höfken
Fritz Kuhn   Markus Kurth
Werner Schulz (Berlin) *) Hubert Ulrich

Mitglieder FDP Stellvertreter FDP 
Rainer Brüderle *) Rainer Funke
Gudrun Kopp     Christoph Georg Hartmann
Dirk Niebel     Dr. Rainer Stinner

*) Obleute
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Mitgliederliste des Unterausschusses 
ERP-Wirtschaftspläne des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit

9 ordentliche, 9 stellvertretende Mitglieder (Stand 19. März 2004)

Vorsitzende Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, SPD  
Stellvertretende Vorsitzende Dagmar G. Wöhrl, CSU  

Mitglieder SPD Stellvertreter SPD 
Angelika Krüger-Leißner Klaus Brandner
Christian Lange (Backnang) Jelena Hoffmann (Chemnitz)
Karin Roth    Ludwig Stiegler
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk Dr. Rainer Wend

Mitglieder CDU/CSU Stellvertreter CDU/CSU 
Otto Bernhardt Veronika Maria Bellmann
Hartmut Schauerte Ulrich Petzold
Dagmar G. Wöhrl Johannes Singhammer 

Mitglieder Bündnis 90/DIE GRÜNEN Stellvertreter Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Hans-Josef Fell  Hubert Ulrich

Mitglieder FDP Stellvertreter FDP 
Gudrun Kopp Christoph Georg Hartmann 
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Mitgliederliste des Unterausschusses 
Regionale Wirtschaftspolitik des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit

9 ordentliche, 9 stellvertretende Mitglieder (Stand 19. März 2004)

Vorsitzender Klaus Hofbauer, CSU  
Stellvertretender Vorsitzender Engelbert Wistuba, SPD  

Mitglieder SPD Stellvertreter SPD 
Dr. Heinz Köhler Petra Ernstberger
Christian Müller (Zittau) Hubertus Heil
Andrea Wicklein   Walter Hoffmann (Darmstadt)
Engelbert Wistuba Anette Kramme  

Mitglieder CDU/CSU Stellvertreter CDU/CSU 
Robert Hochbaum   Wolfgang Börnsen (Bönstrup)
Klaus Hofbauer   Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof)
Franz Romer   Kurt-Dieter Grill

Mitglieder Bündnis 90/DIE GRÜNEN Stellvertreter Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Cornelia Behm   Hubert Ulrich   

Mitglieder FDP Stellvertreter FDP 
Eberhard Otto   Christoph Georg Hartmann
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Anlage 2
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Anlage 3
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